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In Saehe■'

Beklagten und Revieionsklägerin‚ Ä'H

HPrbzeßbevollmächtigter:

.‘_o'

&é g e ■i;'

“{, Klägerin_und Eevisionsbeklagte‚

hat der 3; SenatdesBundessoZialgerichtsam13;
Februar 1962-unterMitwirkung von 33-5“ »—. .

SenatsPräsident Prof„3r„ B o g 5
als Vorsitzender‚

der Bundesrichter' Dr. 3 c h r a f t und

. \„‚\-_„} Dr. L a n_g k e i t '
’ \-f'"3?ff””r “ ’ .als weitere Berufsrichter,

sowie der Bundessozialrichter Dro H 0 t t b 0 h m

“ und Bundessozialrichter T i e d t
als ehrenamtliche Beisitzer,r

ohne mündliche Verhandlung für Recht erkännt:

|_
Die Revision der Klägerin gegen das Urteil

” des Landessczialg@richts‘Rheinland—Pfalz Vom
1„15a_März 1961 wird als unzülässig verworfen„

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind
nicht Zu erstatten„
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Die beklagte Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK) Speyer be—
hielt Von den Beiträgen zur Rentenversicherung der Arbei—

ter, “die sie in der Zeit vom 1. Oktober 1956 bis zum 31.

E.=Iärß1959für die klagendeLandeswersiohemngsamtalt (LVA)
Rheinland—Pfalz eingezogen hatte9 413, 72 DM als.3eiürgg

zur Krankenversicherung des Waisenrentenempfäingers S-
- ein; dieser war aber in dem genannten leitr&un bei
der AOK Ludwigshafen auf Grund versicherungspiliehtiger See

schäftigung gegen Krankheit versichert, so daß eine Versi-
cherung in der Krankenversicherung der Rentner (KYdR) nicht
bestand {@ 165 Abs„ 6 der Reichsversioherungsordnung

— EVO —) und die LVA daher zur Zahlung von 8eitrigt■ zur
Krankenversicherung für„ihn nicht verpflichtet Wär„

Da sich die beklagte AOK — der die versieherungepflichtige

{Beschäftigung des 8_ nicht bekannt geworden war —-
Weigerte‚ die für S_einbehaltenen Beiträge

zur
KVdR zurückzuzahlen, erhob die LVA Klage auf Erstattung von

e13972 DM. Das Sozialgericht (SG? verurteilte die beklag■e
AOK, "die in der t.‘a'aisenrentensache w_ S_ Zu Un—

e'nt empfangenen Krankenversicherungsbeiträge in vollem

mfange zurückzuerstatten"° Die Berufung wurde nicht auge—

sen; die Rechtsmittelbelehrung enthält den Hinweis‚ daßes

gegen dieses Urteil die Eerufung zulässig sei°

H
+

4
@

Gegen das ihr am 5. ?ebruar 1960 angestellte Urteil legte

die beklagte AOK am 3. März 1960 Berufung ein° Sie ist der

Ansicht, die Berufung sei nach % 149 des Sozialgbrichtsgä—

setzes
(SGG)Pä€säeschlossen,

weil es sich um eine Streitig>

keit wegen Rückerstattung von Beiträgen handele unA<hn-Je—

schwerdewert 50 DM übersteige„ Die klagende EVA erklärte

_
3'_
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dem&bgenüber, sie fordére nicht Erstattung der entrichtete■‘
Ehiträge zur KVdR, sondern die Nachzahlung zu wenig abgeführ_

;ter'Rentenvetsicherungsbeiträge„

Mit Urteil vom 15„ März 1961 verwarf das Landessozialgericht
(LSG) die Berufung als unzulässig„ Die{ßerufung betreffe eine
Erstattungsstreitigkeit-zwischen Körperschaften des öffent-

liCh9n Rachts im Sinne des 9 149 SGG, denn die beklagte AOK
habe die Beiträge zur KVdR für den Waisenrentenempfänger
S_ von den eingezogenen CBeiträgen zur. Rentenversi- '
cherung einbehalten und dadurch 3eiträge zur KVdR von der
Klägerin erhalten„—®e der Anspruch auf Rückerstattung den
:Beachwerdewert von 500 DM nicht erreiche, sei die Berufung
nicht zulässig“ „r;gggigg„ri . .V„„;„„_,

Gegen des_am 13. April 1961 zugestellte Urteil legte die

beklagte AOK am 4. ■ai 1961 Revision ein mit dem Antrag, die
Urteile des LSG und des SG aufzubehen nnd die Klage abzuweisen.

Sie rügt Verletzung des 5 149 5GG. Da es sich um einen Streit

wegen
Rückerstattung

von Beiträgen, nicht aber um eine Br—

5853— oder Erstattungsstreitigkeit handele‚und der Beschwerde—

wert 50 DMübersteige‚ sei die Berufung zu Unrecht verworfen
wmrdeno

‘Die Klägerin beantragte, die Revision zurückzuweisen, hilfs—
weise das LSG—Urteil abzuändern und die Beklagte zur Zahlung

von 413,72 DM zu verurteilen„_

„Eggfrik .

Die form— und fristgerecht eingelegte Revision ist nicht „"

zulässig°
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Hach @ 162 Abs, 1 Nr, 2 SGG ist die Revision auch ohne

Zulassung durch das LSG'statthaft, wenn ein —tai8ü0hlich
vorliegender — wesentlicher Mangel des Verfahrens ge?ügt

wird (BSG 1, 150, 153). Die Rüge der“i0K„äas Verfahren
desnLSG leide deswegen an einem wesentlichen Mangel, weil

es die Berufung als unzulässig verworfen hat, verm■g'die

Stattheftigkeit der Revision nicht zu begründen„ Zwar
liegt ein wesentlicher Verfehrensmsngel auch dann vor,

wenn das LSG anstelle einer Saphentscheidung ein ??Oleß—

urteil erlassen hat (vgl„ BSG 1, 283; }, 293;297;?4; 200 f;

8023s 143 sec Nr, 1)° Das LSGhat aber im vorliegenden
Fall die Berufung zu Recht als unzulässig verworfen, es iut

dabei ohne Rechtsirrtum deren ausgegangen, daß die Berufung

nicht zugelassen war; denn der Hinweis in der Rechtsmittel-

belehrung, das Urteil könne mit der 3erufung ange£ochtcn
werden, stellt keine wirksame Berufungszul■ßßung nach

% 150 Nr, 1 sec der (see 2, 121, 125; BSG SozR see'g 162
Nr, 36)° " " ' ' - " "

Die Berufung wär auch nicht nach 5 143 SGGzulässig, denn
es handelt sich hier nicht um eine Klage auf Abführung der

von der krankenkesse eingezogenen Beiträge zur Egntenver—
sicherung, sondern um einen 5rstettungsstrcit zwischen

Körperschaften des öffentlichen Rechts, so daß sich die

Zulässigkeit der Berufung nach 5 149 3GG richtet„-Die Auf—

fassung, die LVA mache einen Anspruch auf Abführung'der

Beiträge zur Rentenversicherung gegenüber der Krankenkasse

geltend, wird der Rechtslage nicht gerecht, wie sie für den
Abrechnungsverkehr zwischen Krankenkassen und Rentenversi—

cherungsträgern durch die K‘JAR—Beitragmmrschrii‘tm vom

26„ Juli 1956 {sisi'195
, 491) gekennzeichnet ist„ Hier-

nech meldet die
Krenkenkassä äbä$estens

zum 20. eines jeden

Monats dem Rentenversicherungsträger lediglich die Zahl

der versicherungspflichtigen Rentner nach dem Stand VON QT—
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sten des Abrechnungemona_te9 den ellgé■einen' Beitragssatz füt-Alg

die versicherungspflichtigen Mitgliedes, öen nach 5 585 Abs, 2
RVO ermäßigten—ßeitregeeatz sowie die sich hieraus naph @381
Abs° 2 RVO gegen den Rentenveräicherungsträger ergebende 3ei—

txagsf0räerung (@ 1 Abs„ 1 KVdR—Beitragsvorschriften)„ Den

auf diese Reise ermittelten Betrag behält die Krankenkasse

von den $eiträgen ein, die sie für den Träger der Rentenver—

sicherung eingezogen hat (% 2 KVäR—3éitragevorschriften),
fund führt von den eingezogenen Rentenversicherungebeiträgen

nur noch den Restbetrag an den Rentenversicherungsträger ab„

Jänit sind die Beiträge Zur KTankenversicherung der Rentner

entrichtet„ Im vorliegenden Fall hat die beklagte AOK auf

diese WeLSezu Unrecht Beiträge zur KVdR für den Weisen—
rentenempfänger Slil'llll' erhalten, weil &ieser auf Grund
eines Beschäftigung verhältnieses anderweitig pfliehtver—
sichert war und somit eine ?flichtversicherung nach 5 165

Abs„ 1 Er? 4 eve nicht bestand (% 165'Abs„ 6 Ryo)‚ Da aber
die KVdR—Beiträge für38_ durch die Verrechnung —wenn
auch zu Unrecht — bereits entrichtet werden sind9 handelt es
sich hier um einen Erstattungsstreit nach @ 149 SGG und

nicht Qm eine Klage auf Zahlung der von der Krankenka53e
.eingezogenén und nicht abgeführten3ßiträge zur

Rentenver—äip

sicherung9 bei dem nach % 143 SGG die Berufung nicht ausge—
sdhloeeen wäre°

Utah & 149 see ist die Berufung ausgeschlossentei Ersetz— “

’
oder Erstattungeetreitigkeiten zwischen Behörden oder Körper—
schaften des öffentlichen Rechts, wenn der Beschwerdewert
_fünfhunäert 3euteche Merk nicht übersteigt (erste Alternati—

_ve)‚ sowie bei—Streitigkeiten wegen Zurückerstattung von Lei—

stungen, wenn der Beschwerdewert fünfhundert Deutsche Mark

nicht übersteigt (zweite Alternätive), ferner bei Streitig-

keiten wegen Rückerstattung von-Beiträgen5 wenn der 325chwer—

dewert fünfzig DeutscheMark nieht übersteigt (dritte Alter—
native)o Der vorliegende Fell konnte eowohl als Erstattung“—

_ 6 _“
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_streit zwischen Körperschaften des öffentlichen Rechts
(erste Alternative) als auch als Beitragserstattungs—
streit (dritte Alternative) angesehen werden° Je nach—
dem, ob man den Streit unter die erste oder die dritte
Alternative einordnet‚ wäre die Berufung unzulässig, weil

der Beschwerdewert unter 500 DM liegt (erste Alternative),

oder zulässig, weil der Beschwerdewert mehr als 50 BH be—

trägt (dritte Alternative). Für die Beurteilung der Frage,
welche Regelung (erste oder dritte Alternative des 5 149

SGG) hier den Vorzug verdient, ist vom Sinn und Zweck

der @@144 ff SSG auszugehen, Diese Vorschriften sollen
den gerichtlichen-Rechtsschutz bei Bagetellstreitigkeiten,

d„h° bei Streitigkeiten, deren Bedeutung im allgemeinen ge—

_
ring ist, auf eine Instanz beschränken und damit die Len—

dessozielgerichte vor weniger bedeutsamen RechtSStfeitig—

keiten bewahren, soweit nicht die Berufung nach @ 150 SGG

ausnahmsweise stattheft ist (vgl„ BSG 11, 35 f)° Das Ge8etz
rechnet zwar Beitregserstattungsstraitigkeiten bei gering—

fügigen Beiträgen zu den«3agatelletrßitigkeiten, für die

die Berufung nicht zulässig ista-ßa.aber für ?rivai9etso—

nen _ Arbeitgeber und Versicherte — schon kleinere ßeträge

von erheblicher Bedeutung sein können, während bei der ün

allgemeinen gegebenen finanziellen Stärke der öffentlichen

Rechtsträger auch größere Beträge nicht in gleichem ließe

ins Gewicht fallen, hat @149 sec die Höhe aeg für die Zu—
lässigkeit der Berufung maßgebendcn Beschweröewgrtes bei
Erstettungsstreitigkeiten unt rschiedlich danach festge—

setzt, ob es sich um einen Streit zwischen Behörden oder

Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechts han-

delt (erste Alternative), oder ob eine ?rivatper50n (oder

der Fiskus) die Erstattung von Beiträgen begphrt (dritte

Alternative). Die Auffassung, % 149 SGGwolle zwar die 3e—

rufung bei Erstattungs$troitigkeiten zwischen öffentlichen
Rechtsträgern ausschließen, wenn der—ßesdhwexöewert 500€!“
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nicht übersteigt, sie sei aber bei 5333;955er5tattungsstreim

tigkeiten auch zWischen öffentlich—rechtlichen Körye1$dbäftßh
zulässig, wenn der Beschwerdewert_50 DM überschreitet„ wider-

spricht somit dem Sinn und Zweck des 5 149 SGG

:Daß die dritte Alternative des 5 149 SGGgegenüber der ersten
Alternative nicht lex specialis ist, die der ersten Alternativ-

uettgblung vorgeht, zeigt auch die ursnrüngliche Fassung die“

gar Vorschrift: luif-ra‘f'3 '”‘* 7

” Die Berufung ist'ausgeschlcssen bei Ersetz— eier Er;

stettungsstreitigkeiten zwischen Behörden oder Körper—

cheften des öffentlichen Rechts oder Anstalten des

öffentlichen Rechts, wenn der Beschwerdewert dreihun—

dert ®euteohe Hark nicht übersteigt Dies gilt auch für
Ansprüche der Versicherten auf Rückerstattung von Bei—

trägen9 sofern ner anérkennte Rückerstattungsbetrag

nicht mehr als funizlg D9utsche I■ark betnigt"e

Diese Fassung ließ keinen Zweifel daran zu‚ daß die dritte

Alternativregglungz auf Beitragserstattungsstreitigkeitcn

zwischen Körperschaften des öffentlichen Rechts keine Anwen—

dung finden konnte„ Auch die Motive zum SGG-lassen erkennen,

daß &ic erweiterte Zulassung der Berufung nur dann gelten

sollte, wenn die Rückerstattung von einem Versicherten be—

gehrt wurde, die„3eschränkung der Zulässigkeit der Berufung

bei dieiii—agserstaitungsstreiiigkeiten zwischenöffentliChen
Rechtssträgern aber unberührt bleiben sollte° Der letzte
Hal tz des 3 149 SGG eF war imäEntwurf der Sozialgerichte—

ordnung noch nicht enthalten (BT—Drucksache Nr. 4357 1„ WP

-1€49‚ @97); er wurde ers t auf Vorschlag des Bundesrates ein—
gefüg■, der diese Ergänzung zur Vermeidung von Härten für '

dcn- V e r s i c h e r t e n für notwendig-hielt (vgl„ 8043

eer genannten BT—Drucksache unter Er„ 32), Diese grundsätzliche
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Regelung hat auch durch die Neufassung des 9 149 SGGkei—
ne wesentliche Änderung erfahren" Die ursprüngliche ?hssung

des 5 149 SGGerschien dem Gesetzgeber nur deSWEgEnzu
eng, weil sie - ihrem Wortlaut nach —neben dem Versichern_
ten den Arbeitgeber, der ebenfalls einen Teil der Bei—

träge zu tragen hat, nicht erfäßte (vgl. hierzu auch BSG

11, 35 f)„ Durch die Streichung des Wbrtes "Versicherter"

im letzten Halbsatz-des @ 149 SGG sollten die Zweifel hin"
sichtlieh'der Zulässigkeit der Berufung voniirbeitgebern,

die die Erstattung von Beiträgen verlangen, beseitigt '

werden (BT-Drucks„ Nr: 36, 3. W? 1957 S„ 6 zu Hr„ 8 d)„

Gleichzeitig wurde der BeschWerdeWert bei Erstattungs—

streitigkeiten zwisehen Körperschaften des öffentlichen '

Rechts (erste Alternative) von 300 DH auf 500 BH erhöht»
Diese Änderungen zeigen, daß die Neufassung des 5 149 SGG
durch %& Hr„ 9 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des
Sesialgerichtsgesetzes vom 25. Juni 1958 (BGBl I 409) nur
Zweifel hinsichtlich der Zulässigkeit der Berufung von Ar—

beitgebern, die die Erstattung von Beiträgen verlangen,

beseitigen (er;srucks„ Hr„ 5415, 2. er 1955s.-7) und im
übrigen die Zulässigkeit der Eerufung bei Erstattungpst3ei—

tigkeiten zwischen öffentlichen 1echtssträgern weiter ein—
schränken “Olltesf““

Demnach entspricht es Sinn und Zwebk des 5 149 SGG; daß die
weitgehende Zulässigkeit der Berufung bei Streitigkeiten-

wegen Erstattung von Beiträgen schon bei einem Beschwerde—

eert von mehr als 50 DM (dritte Alternative des 5 149

SGG) nur dann Platz-greift, wenn an dem Streit Versicherte

oder Arbeitgeber beteiligt sind. Betrifft die geforderte

Erstattung von
Beiträgen hingegen Körperschaften des öffent-

lichen Rechts nicht in ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber,
sondern als Versichelungsträger, so ist die 3eruiung nach

der ersten Alternative des 5 149 SGGerst.bei einem Be-
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schwerdewert von_mehr als 500 ®H\zulässig,aéj'

& es sich hief somit um eine Brstattungsstreitigkeit nach
@ 149 SGGerste Alternative hahdelt und der Beschwerdewért‘

500 DM nicht übersteigt, war die Berufung nicht zulässig und

des LSG hat zu Recht ein Prozeßurteil erlasseno‘ber von der

_
beklagten AOK gerügte Verfahrensmängpl liegt öemgemäßnicht

‘v0r, 00 daß die Revision als un:ulä$$ig Zu verwerfen war„

L‘
)

Die Kestenentschéidung beruht äuf % 193 SGG„ =?
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